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Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, 

Naturschutz und nukleare Sicherheit (Bearbeitungsstand 02.07.2026) 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung 

der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

 

I. Vorbemerkung  

Die Autobahn GmbH des Bundes bekennt sich zu der Stärkung des Naturschutzes und zur 

Verbesserung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelungen. Mehrere im aktuellen Entwurf 

enthaltene Ansätze, sind geeignet, Planungs- und Zulassungsverfahren zu erleichtern und 

werden daher unterstützt. 

Hierzu zählen insbesondere:  

- die Flexibilisierung des Naturraumbezugs,  

- der Bonus für bevorratete Kompensationsmaßnahmen,  

- die Klarstellung zur Unterhaltung von Verkehrswegen,  

- die Möglichkeit artenschutzrechtlicher Standardisierung für Bundesfernstraßen 

- sowie die vorgesehene Übergangsregelung für laufende Verfahren.  

Diese Ansätze sollten im weiteren Verfahren beibehalten und so präzisiert werden, dass sie 

in der Vollzugspraxis tatsächlich beschleunigend wirken. 

Nach wie vor enthält der Entwurf jedoch Regelungen, die in einem Spannungsverhältnis zu 

den Zielen des verabschiedeten Infrastruktur-Zukunftsgesetzes stehen. Die durch dieses 

Gesetz gewährten Erleichterungen und Effizienzgewinne sollten nicht im nächsten 

gesetzgeberischen Schritt wieder eingeschränkt werden. Dies gilt insbesondere für 

Regelungen, die in der Folge neue Begründungs-, Prüfungs- oder Kompensationslasten für 

Vorhaben der Bundesfernstraßen begründen und so die angestrebte Beschleunigung von 

Planung, Erhaltung, Sanierung und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur gefährden.  

 Zwar hat der Begriff der natürlichen Infrastruktur durch die Aufzählungen gemäß § 20a Abs. 

2 Nr. 1 und Nr. 2 NatInfG-E deutlich an Kontur gewonnen, gleichwohl bleibt festzuhalten, 

dass ein erheblicher Teil der erfassten Flächen bereits heute einem strengen fachrechtlichen 

Schutz unterliegt und die übrigen Flächen jedenfalls bereits nach geltendem Recht in 

planerischen Abwägungsentscheidungen zu berücksichtigen sind.  

Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen hat bereits über Art. 20a GG Verfassungsrang 

und ist in fachplanerischen Entscheidungen zu berücksichtigen. Zugleich enthält § 15 

BNatSchG bereits – gerade in der im NatInfG beabsichtigten Neufassung - ein abgestuftes 
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System von Vermeidung, Ausgleich, Ersatz und Ersatzzahlung für Eingriffe in Natur und 

Landschaft. Die umweltrechtlichen Planungslasten überwiegen schon heute bei weitem die 

konstruktiven Planungsbedarfe. 

Vor diesem Hintergrund besteht aus Sicht der Autobahn GmbH des Bundes kein Bedürfnis für 

einen zusätzlichen Abwägungsvorrang der natürlichen Infrastruktur gemäß § 1 Abs. 1a 

BNatSchG-E, der den Belang des Naturschutzes erneut und pauschal gegenüber anderen 

Gemeinwohlbelangen, insbesondere der Verkehrsinfrastruktur, nochmals verstärkt.  

Auch wenn im aktuellen Entwurf in § 1 Abs. 1a BNatschG-E Ausnahmen der Anwendung des 

überragenden öffentlichen Interesses festgelegt werden (wobei auch § 3 Abs. 1 Satz 4 FStrG 

sowie § 1Abs. 3 FStrAbG ausdrücklich aufgenommen werden sollten), bereitet diese 

Regelung Folgeprobleme für die vom Gesetzgeber gewollte stringente Erhaltung, Sanierung 

und Ausbau des deutschen Bundesfernstraßennetzes. So wären aktuell bei zahlreichen 

dringenden Vorhaben, die nicht durch das InfZuG in das überragende öffentliche Interesse 

gestellt wurden, bei einem Aufeinandertreffen mit Gebieten der natürlichen Infrastruktur 

höhere Begründungslasten, eine strengere Alternativenprüfung sowie höhere 

Anforderungen an Vermeidung, Ausgleich und Kohärenzsicherung und in der Folge auch ein 

erhöhtes Prozessrisiko zu erwarten. Dies gilt in besonderem Maße für lineare 

Infrastrukturvorhaben, bei denen eine vollständige Umgehung hochwertiger Schutz- und 

Verbundflächen praktisch häufig nicht möglich ist. 

Ferner ist eine pauschale Erhöhung der Ersatzzahlung um 20 Prozent aus Sicht der Autobahn 

GmbH des Bundes nicht erforderlich. Sie kann die beabsichtigte Beschleunigungswirkung der 

Ersatzzahlung abschwächen. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Autobahn 

GmbH, soweit möglich, und mit Blick auf ihren gesetzlichen Auftrag, grundsätzlich an einer 

Realkompensation interessiert ist. Die Ersatzzahlung muss als praktikables Instrument 

gestaltet werden. Im Rahmen der weiteren Beratungen sind aus Sicht der Autobahn GmbH 

die Regelungen anwendungsfreundlich auszugestalten, damit die beabsichtigte 

Beschleunigungswirkung in der Praxis tatsächlich erreicht werden kann. Positiv ist allerdings 

zu bewerten, dass die vorgesehene Erhöhung der Ersatzzahlung von ursprünglich 30 Prozent 

auf 20 Prozent abgesenkt wurde. Es sollte allerdings das Berechnungsverfahren für die 

Ersatzzahlung von der Entscheidung für die Ersatzzahlung dem Grunde nach entkoppelt 

werden. 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren kommt es nun darauf an, die Regelungen 

anwendungsfreundlich, rechtssicher und haushaltsrechtlich praktikabel auszugestalten. 

Insbesondere sollte klargestellt werden, dass ein Zuschlag nur auf den tatsächlich durch 

Ersatzzahlung erfüllten Kompensationsanteil erhoben wird und nicht in Fällen greift, in denen 

eine Realkompensation tatsächlich oder rechtlich nicht möglich oder nicht in angemessener 

Frist realisierbar ist. Sonst entstünde hier eine Verschlechterung gegenüber dem aktuellen 
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Rechtszustand, in dem bereits Ersatzzahlungen subsidiär zur Realkompensation – und zwar 

ohne Aufschlag – möglich sind. 

 

II. Im Einzelnen:  

 

1. Konkretisierung der Natürlichen Infrastruktur, § 20a Abs. 2 Nr. 1, Nr. 2 BNatschG-E 

Der Begriff der natürlichen Infrastruktur hat durch die Aufzählungen gemäß § 20a Abs. 2 Nr. 

1 und Nr. 2 NatInfG-E deutlich an Kontur gewonnen. Zugleich wirft die vorgesehene 

Aufzählung jedoch erhebliche praktische Abgrenzungs- und Anwendungsfragen auf. Während 

einzelne Bestandteile der natürlichen Infrastruktur räumlich hinreichend konkret bestimmbar 

sind, gilt dies für alle erfassten Kategorien nicht gleichermaßen. So stellt sich etwa bei FFH-

Gebieten bereits die Frage, ob nur unmittelbare Eingriffe innerhalb des Schutzgebiets erfasst 

sein sollen oder auch Maßnahmen außerhalb des Gebiets, die in dieses hineinwirken 

können. Noch deutlicher treten diese Schwierigkeiten bei Bestandteilen hervor, die nicht 

flächendeckend parzellenscharf abgegrenzt sind. Das gilt insbesondere für Biotopverbünde, 

die in der Praxis nicht überall grundstücksgenau bestimmt, sondern teilweise großräumig 

ausgewiesen sind. Ohne eine hinreichend klare räumliche und sachliche Abgrenzung der 

erfassten Bestandteile drohen erhebliche Unsicherheiten in Planungs- und 

Zulassungsverfahren.  

 

2. Ablehnung des Abwägungsvorrangs gemäß § 1 Abs. 1a BNatSchG-E 

Aus hiesiger Sicht besteht kein Bedürfnis für einen zusätzlichen Abwägungsvorrang 

zugunsten der natürlichen Infrastruktur gemäß § 1 Abs. 1a BNatSchG-E. Bereits heute steht 

ein erheblicher Teil der in § 20a Abs. 2 BNatSchG-E aufgezählten Gebiete unter strengem 

Schutz. Die übrigen Flächen und Schutzkategorien sind jedenfalls schon nach geltendem 

Recht abwägungsrelevant. Die aktuelle Gesetzesbegründung weist auf S. 17 zutreffend 

daraufhin, dass es sich bei dem Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen um ein besonders 

hohes Rechtsgut handelt, dem durch Art. 20a GG Verfassungsrang zukommt und daher heute 

schon in Abwägungsentscheidungen zu beachten ist. Es ist daher nicht zielführend, kurz nach 

Verabschiedung des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes einen weiteren Vorrangtatbestand zu 

schaffen, der den Belang des Naturschutzes erneut und pauschal gegenüber der 

Verkehrsinfrastruktur verstärkt. Die nunmehr vorgesehenen Ausnahmen ändern daran nichts 

Grundsätzliches. Sie zeigen vielmehr, dass der vorgesehene Vorrang erhebliches 

Konfliktpotenzial erzeugt und nur durch komplexe Rückausnahmen gegenüber anderen 

überragenden Gemeinwohlbelangen beherrschbar gemacht werden soll. Von der die 

Einführung eines solchen Abwägungsvorrangs sollte daher abgesehen werden. 
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3. Ergänzung der Ausnahmen vom Abwägungsvorrang (§ 3 Abs. 1 Satz 4 FStrG & § 

1Abs. 3 FStrAbG)  

Sollte der Gesetzgeber dennoch an einem Abwägungsvorrang zugunsten bestimmter 

Naturschutzbelange festhalten, ist sicherzustellen, dass die vorgesehenen Ausnahmen 

vollständig und rechtssicher ausgestaltet werden. Die derzeitige Aufzählung in § 1 Abs. 1a 

BNatSchG-E sollte sämtliche bundesgesetzlich in das überragende öffentliche Interesse 

gestellten Infrastrukturvorhaben erfassen. Zur Vermeidung von Auslegungsunsicherheiten 

sind § 3 Abs. 1 Satz 4 FStrG und § 1 Abs. 3 FStrAbG ausdrücklich in die Aufzählung der 

ausgenommenen Fachgesetze aufzunehmen.  

Darüber hinaus sollte die Ausnahmeregelung nicht statisch ausgestaltet werden. Erforderlich 

ist vielmehr eine dynamische Erfassung aller gegenwärtigen und künftigen 

bundesgesetzlichen Regelungen, mit denen Vorhaben in das überragende öffentliche 

Interesse gestellt werden. Anderenfalls besteht die Gefahr, dass neu geschaffene oder 

fortentwickelte Priorisierungen der Infrastruktur nicht erfasst werden und erneut 

Wertungswidersprüche zwischen dem Naturschutzrecht und den Fachplanungsgesetzen 

entstehen.  

 

4. Kompensationsmalus in Höhe von 20% wegen Eingriff in „Natürliche Infrastruktur“, 

15 Abs. 3b BNatSchG-E entschärfen  

Der vorgesehene pauschale Aufschlag auf den biotopwertbezogenen Kompensationsbedarf 

bei Eingriffen in Flächen der Natürlichen Infrastruktur sollte für Bundesfernstraßenvorhaben 

begrenzt werden. Gerade lineare Infrastrukturvorhaben können hochwertige Flächen, 

Biotopverbundachsen, Auen oder sonstige Schutzkulissen häufig nicht vollständig umgehen. 

Ein pauschaler Malus kann daher zu erheblichem zusätzlichem Flächenbedarf, Mehrkosten 

und Verzögerungen führen. Da nach geltendem Recht bereits umfassende Pflichten zur 

Vermeidung, zum Ausgleich, zum Ersatz und gegebenenfalls zur Ersatzzahlung bestehen, 

steht die nunmehr beabsichtigte Regelung in einem Spannungsverhältnis zu der vom 

Gesetzgeber gewollten Verfahrensbeschleunigung. 

 

5. Klarstellung für Unterhaltung technischer Anlagen und ausdrückliche Ausnahme 

aus Biotopschutz im Gesetz verankern 

Positiv zu bewerten ist, dass der aktuelle Entwurf die von der Autobahn GmbH adressierte 

Problematik technischer Anlagen und betriebsnotwendiger Unterhaltungsmaßnahmen 

teilweise aufgreift. Dies gilt insbesondere für die vorgesehene Klarstellung in § 14 Abs. 4 

BNatschG-E, dass regelmäßig durchgeführte Maßnahmen zur ordnungsgemäßen 

Unterhaltung von Verkehrswegen und zugehörigen Betriebsanlagen keinen Eingriff im Sinne 

des § 14 BNatSchG darstellen.  
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Die Beschränkung auf ‚regelmäßig durchgeführte‘ Unterhaltungsmaßnahmen sollte jedoch 

entfallen. Notwendige Unterhaltungsmaßnahmen fallen nicht stets in festen Intervallen an. 

Maßgeblich sollte vielmehr der Zweck sein, also ob die Maßnahme der Aufrechterhaltung 

oder Wiederherstellung der Betriebsfähigkeit, Verkehrssicherheit und Funktionsfähigkeit des 

Verkehrswegs oder seiner zugehörigen Betriebsanlagen dient. Auch sollte sichergestellt 

werden, dass nicht nur die rein betriebliche Unterhaltung, sondern auch die bauliche 

Unterhaltung mit einbezogen wird. 

Um die Unterhaltung auf den Flächen des Straßenkörpers ordnungsgemäß gewährleisten zu 

können, sollte eine Festlegung ergänzt werden, dass ab Einführung des Gesetzes im 

Straßenkörper keine Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen geplant werden dürfen. 

Nicht nachvollziehbar ist ferner, dass § 14 Abs. 4 BNatSchG-E ein ökologisches 

Trassenmanagement ausdrücklich nur für Schienenwege erwähnt. Auch 

Straßenbegleitflächen können bei fachgerechter Pflege einen Beitrag zum Arten- und 

Biotopschutz leisten, ohne die Anforderungen an Verkehrssicherheit und Verfügbarkeit zu 

beeinträchtigen. Die Regelung sollte daher technologie- und verkehrsträgerneutral 

ausgestaltet und damit auch auf Bundesfernstraßen erstreckt werden. 

Positiv zu bewerten ist die in der Begründung enthaltene Klarstellung, dass die 

Funktionssicherungsregelungen für Flächen des öffentlichen Verkehrs auch gegenüber dem 

gesetzlichen Biotopschutz nach § 30 BNatSchG wirken sollen. Danach hat der gesetzliche 

Biotopschutz zurückzutreten, soweit andernfalls die bestimmungsgemäße Nutzung 

öffentlicher Verkehrswege beeinträchtigt wäre. 

Gleichwohl sollte diese Klarstellung nicht allein der Gesetzesbegründung überlassen bleiben. 

Gerade bei technischen Anlagen wie Regenwasserbehandlungsanlagen, 

Entwässerungseinrichtungen, Rückhaltebecken oder sonstigen betriebsnotwendigen 

Nebenanlagen besteht in der Praxis weiterhin ein erhebliches Bedürfnis nach rechtssicherer 

Abgrenzung. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass gesetzlich geschützte Biotope 

nach § 30 BNatSchG zugleich Bestandteil der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a Abs. 2 Satz 

2 Nr. 1 Buchst. b BNatSchG-E sein sollen. Die Regelung, dass der gesetzliche Biotopschutz 

nach § 30 BNatSchG die bestimmungsgemäße Nutzung, Unterhaltung, Anpassung und 

Funktionsfähigkeit öffentlicher Verkehrswege und ihrer zugehörigen Betriebsanlagen nicht 

beeinträchtigen darf, ist daher nach hiesiger Auffassung ausdrücklich im Gesetzestext des § 

30 BNatschG zu verankern. 

 

6. Flexibilisierung des Naturraumbezugs in § 15 Abs. 2 Satz 4 BNatSchG-E 

Die vorgesehene Lockerung des Naturraumbezugs in § 15 Abs. 2 Satz 4 BNatSchG-E wird 

positiv bewertet. Danach sollen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorrangig im betroffenen 
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Naturraum, andernfalls auch in angrenzenden Naturräumen umgesetzt werden können. Dies 

schafft für Vorhabenträger gerade bei der anspruchsvollen Flächensuche mehr Flexibilität bei 

der Erfüllung ihrer Kompensationsverpflichtungen und erleichtert eine praktikable 

Umsetzung geeigneter Maßnahmen. Zugleich bleibt das naturschutzfachliche Ziel der 

Kompensation gewahrt, sodass mit der Regelung keine Absenkung des Umweltschutzniveaus 

verbunden ist.  

 

7. Erhöhter Anreiz für bevorratete Maßnahmen in § 15 Abs. 3a BNatSchG-E 

Die in § 15 Abs. 3a BNatSchG-E vorgesehene Reduzierung des biotopwertbezogenen 

Kompensationsbedarfs bei Nutzung bevorrateter Maßnahmen um 15 Prozent wird positiv 

bewertet. Sie schafft so einen wirksamen Anreiz, Kompensationsflächen frühzeitig 

bereitzustellen, und kann damit Genehmigungsverfahren beschleunigen. 

 

8. Ausgestaltung Ersatzzahlung  

 

a) Gleichstellung mit anderen Kompensationsoptionen  

Positiv zu bewerten ist ferner, dass der Referentenentwurf die Gleichstellung von 

Ersatzzahlungen mit Ausgleichsmaßnahmen, wie sie im Infrastruktur-Zukunftsgesetz in § 15 

Abs. 6a BNatSchG-E angelegt ist, aufgreift. Die vorgesehene Regelung in § 15 Abs. 6b 

BNatSchG-E ist ein wichtiger Schritt, um die Erfüllung von Kompensationsverpflichtungen 

flexibler auszugestalten. Sie erweitert die Handlungsmöglichkeiten der Vorhabenträger und 

kann dadurch wesentlich zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren 

beitragen. 

b) Ablehnung der pauschalen Erhöhung der Ersatzzahlung und Klarstellungsbedarf bei 

Teilkompensation 

Die Autobahn GmbH hält an ihrer kritischen Bewertung der vorgesehenen Erhöhung der 

Ersatzzahlung in § 15 Abs. 6b BNatSchG-E fest.   

Es ist anzuerkennen, dass der nunmehr vorgesehene Zuschlag von 20 Prozent gegenüber der 

zuvor vorgesehenen Erhöhung um 30 Prozent eine deutliche Abmilderung darstellt. Zudem 

nähert sich das Verhältnis zwischen dem Zuschlag auf Ersatzzahlungen und dem auf 

15 Prozent erhöhten Bonus für bevorratete Maßnahmen einem ausgewogeneren 

Anreizsystem an.  

Gleichwohl sollte der Zuschlag auf ein angemessenes Maß begrenzt bleiben und sachlich 

nachvollziehbar begründet werden. Hierzu bedarf es einer ausdrücklichen Klarstellung im 

Gesetz, dass der Zuschlag nur auf denjenigen Teil des Kompensationsbedarfs Anwendung 

findet, der tatsächlich durch Ersatzzahlung erforderlich wird. Wird ein Vorhaben nur teilweise 
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über eine Ersatzzahlung kompensiert und im Übrigen durch Real- oder bevorratete 

Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen, darf der Zuschlag folgerichtig nur anteilig auf den 

ersatzzahlungsbezogenen Kompensationsanteil erhoben werden. Nur so wird die 

Ersatzzahlung als flexible Ergänzung zu Realkompensationsmaßnahmen praktikabel und 

wirtschaftlich tragfähig. 

 

c) Klarstellung: Kein Malus bei Unmöglichkeit der Realkompensation  

Im Gesetzentwurf sollte zudem ausdrücklich klargestellt werden, dass der Zuschlag auf 

Ersatzzahlungen nur insoweit anfällt, wie der Vorhabenträger eine Ersatzzahlung anstelle 

einer tatsächlich möglichen Realkompensation wählt. Soweit Beeinträchtigungen dagegen 

nicht oder nicht in angemessener Frist ausgleichbar oder ersetzbar sind, besteht nach der 

Systematik des § 15 BNatSchG ohnehin nur die Möglichkeit einer Ersatzzahlung. In diesen 

Fällen beruht die Ersatzzahlung nicht auf einer Wahlentscheidung des Vorhabenträgers, 

sondern auf tatsächlichen oder rechtlichen Grenzen der Realkompensation. Eine 

zuschlagsbewehrte Lenkungswirkung zugunsten der Realkompensation geht insoweit ins 

Leere. 

Vor diesem Hintergrund ist § 15 Abs. 6b BNatSchG-E rechtssicher zu präzisieren, dass sich die 

Ersatzzahlung nur für diejenigen Beeinträchtigungen erhöht, die grundsätzlich ausgleichbar 

oder ersetzbar wären und für die der Vorhabenträger, gleichwohl eine Ersatzzahlung wählt.  

 

 

d) Zeitliche Konkretisierung der Nichtausgleichbarkeit bei fehlender 

Flächenverfügbarkeit 

Der vorgeschlagene § 15 Abs. 6a BNatSchG-E konkretisiert die Nichtausgleichbarkeit bereits 

in sachlicher und räumlicher Hinsicht. Er sollte jedoch noch um eine zeitliche Komponente 

ergänzt werden. Denn nach § 15 Abs. 5 und Abs. 6 BNatSchG kommt es nicht nur darauf an, 

ob Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen überhaupt möglich sind, sondern auch darauf, ob sie 

„in angemessener Frist“ realisiert werden können. Unverhältnismäßig lange Suchdauern 

nach geeigneten Flächen können daher die praktische Nichtausgleichbarkeit ebenso 

begründen wie rechtliche oder tatsächliche Hindernisse. 

 

e) Haushaltsrechtlicher und verfahrensrechtlicher Klarstellungsbedarf bei Abkopplung 

der Berechnung 

Die Anknüpfung der Höhe der Ersatzzahlung an die Bundeskompensationsverordnung 

(BKompV) im INfZuG ist positiv zu bewerten, weil sie einen bundeseinheitlichen und 
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standardisierten Berechnungsmaßstab eröffnet. Dies kann dazu beitragen, die Ersatzzahlung 

als eigenständiges, flexibles Kompensationsinstrument praktikabel auszugestalten.  

Soll die konkrete Bemessung der Ersatzzahlung zur Beschleunigung des Zulassungsverfahrens 

ganz oder teilweise nachgelagert erfolgen - was hier befürwortet wird - muss das 

Berechnungsverfahren, am besten im Anschluss an das Gesetzgebungsverfahren, durch eine 

gemeinsame Verwaltungsvorschrift, klar festgelegt werden. Insbesondere sind Zuständigkeit, 

Zeitpunkt und Bindungswirkung der Festsetzung eindeutig zu regeln. Nachgelagerte Fragen 

zur Höhe der Ersatzzahlung dürfen die Bestandskraft oder Vollziehbarkeit der 

Zulassungsentscheidung nicht beeinträchtigen. 

Erforderlich ist insbesondere wegen den Malus-Regelungen auch eine ausdrückliche 

haushaltsrechtliche Klarstellung. Für öffentliche Vorhabenträger gelten die Grundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nach § 7 BHO. Soll die Ersatzzahlung im Einzelfall auch 

dann gewählt werden können, wenn sie gegenüber einer Realkompensation oder anderen 

Kompensationsformen wegen des Malus wirtschaftlich nachteilig erscheint, muss der 

Gesetzgeber klarstellen, dass diese gesetzlich vorgesehene Wahlmöglichkeit 

haushaltsrechtlich zulässig ist und nicht an den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit scheitert. Andernfalls bestünde das Risiko, dass die intendierte Flexibilisierung 

praktisch leerliefe.  

 

f) Klärung des Verhältnisses von Realkompensation, Ersatzzahlung und Enteignung  

Die vorgeschlagene Ausgestaltung der Ersatzzahlung sollte ausdrücklich klarstellen, ob und in 

welchem Verhältnis sie zur Realkompensation steht. Nach geltendem Recht ist die 

Ersatzzahlung subsidiär gegenüber Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ausgestaltet. Wird sie 

für bestimmte Vorhaben als gleichwertige Erfüllungsoption eröffnet, muss zugleich geregelt 

werden, ob sie bei der Prüfung der Erforderlichkeit flächenbezogener Maßnahmen, 

einschließlich einer Enteignung, als milderes Mittel zu berücksichtigen ist. Andernfalls drohen 

Rechtsunsicherheiten in Art.14 GG-relevanten Zulassungs- und Enteignungskonstellationen.  

 

g) Prüfung redaktioneller Fehler § 15 Abs. 6b BNatschG-E 

Zu prüfen ist ferner, ob es sich bei der vorgesehenen Einfügung in § 15 BNatSchG-E um einen 

redaktionellen Fehler handelt. Die Formulierung „Satz 4 findet auch Anwendung bei 

Ersatzzahlungen nach dem Absatz 9“ verweist auf einen Absatz 9. § 15 BNatSchG enthält in 

der geltenden Fassung jedoch lediglich die Absätze 1 bis 8. Ein Bezugspunkt für „Absatz 9“ ist 

daher nach der geltenden Absatzstruktur nicht ersichtlich. Sollte im Entwurf kein neuer 

Absatz 9 eingefügt werden, wäre der Verweis zu korrigieren. 
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9. Festlegung von Sicherungs- und Unterhaltungsverpflichtungen, § 15 Abs. 4 Satz 3 

BNatschG-E 

Aus Sicht der Autobahn GmbH sollte § 15 Abs. 4 Satz 3 BNatSchG-E nach wie vor nicht nur 

den Sicherungszeitraum, sondern gleichermaßen den Unterhaltungszeitraum erfassen. Der 

geltende § 15 Abs. 4 BNatSchG unterscheidet bereits zwischen Unterhaltung und rechtlicher 

Sicherung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und überlässt die Festsetzung des 

Unterhaltungszeitraums der zuständigen Behörde im Zulassungsbescheid. Um eine 

sachgerechte und kalkulierbare Begrenzung der daraus folgenden Pflichten sicherzustellen, 

sollte gesetzlich klargestellt werden, dass der Unterhaltungszeitraum begrenzt ist und 

anschließend eine Abgabe der Flächen mit befreiender Wirkung möglich wird.  

Zur Konkretisierung bietet sich eine Orientierung an der Systematik der BKompV an. Nach § 

12 Abs. 1 BKompV ist der Unterhaltungszeitraum regelmäßig auf höchstens 25 Jahre zu 

begrenzen, falls nicht im Einzelfall aufgrund besonderer naturschutzfachlicher 

Anforderungen ein längerer Zeitraum zwingend erforderlich und gesondert zu begründen ist. 

Eine solche Regelung würde die notwendige naturschutzfachliche Flexibilität erhalten, 

zugleich aber verhindern, dass Vorhabenträger mit zeitlich unbegrenzten oder 

generationenübergreifenden Unterhaltungspflichten belastet werden. 

Möglicher Änderungsvorschlag: 

„Der Sicherungszeitraum richtet sich nach der Dauer der vorhabenbezogenen 

Wirkungen. Der Unterhaltungszeitraum soll 25 Jahre nicht überschreiten, sofern nicht 

im Einzelfall besondere naturschutzfachliche Gründe einen längeren Zeitraum 

erfordern.“ 

 

10. Ausdrückliche Anerkennung von Durchlässigkeitsmaßnahmen an bestehenden 

Verkehrswegen als Beitrag zum Biotopverbund 

§ 21 BNatschG-E Abs. 1 Satz 1 betont die Wichtigkeit der Wiederherstellung und Entwicklung 

funktionsfähiger ökologischer Wechselbeziehungen im Rahmen des Biotopverbundes. Daher 

sollten auch wie im Eckpunktepapier gefordert Maßnahmen an bestehenden Infrastrukturen 

zur Erhöhung der Durchlässigkeit auf den Umfang der notwendigen Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen für Neu- und Ausbauvorhaben angerechnet werden und Ersatzzahlungen 

für die Finanzierung solcher Durchlässigkeitsmaßnahmen herangezogen werden können.  

 

11. Artenschutzrechtliche Standardisierung für Bundesfernstraßen verbindlich 

ausgestalten 

Die vorgesehene Ermächtigung zum Erlass allgemeiner Verwaltungsvorschriften in § 54 Abs. 

12 BNatschG-E für Bundesfernstraßen wird positiv bewertet. Wichtig ist jedoch eine 



  
 

 10 

verbindlichere Ausgestaltung. Für die Praxis sind einheitliche Standards zu Kartierung, 

Untersuchungsräumen, Signifikanzschwellen, Schutzmaßnahmen und CEF-Maßnahmen 

entscheidend. Nur wenn diese Standards zeitnah und unter Beteiligung der Vorhabenträger 

erlassen werden, kann die Regelung tatsächlich zur Beschleunigung von Planungs- und 

Genehmigungsverfahren beitragen. 

 

12.  Verfügbarkeit von gebietseigenem Saat- und Pflanzgut pragmatisch regeln 

Die vorgesehenen Erleichterungen bei fehlender Verfügbarkeit zertifizierten gebietseigenen 

Saat- und Pflanzguts in § 40 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 BNatschG-E sind pragmatisch und werden 

unterstützt. Lieferengpässe führen gerade bei vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen häufig 

zu Verzögerungen. Der Nachweis ist niedrigschwellig auszugestalten, andernfalls besteht die 

Gefahr, dass der praktische Beschleunigungseffekt der Regelung durch zusätzliche 

Nachweisanforderungen wieder verloren geht. 

 

13. Einfügung von nachgelagerter Festlegung von Kompensationsmaßnahmen  

Es sollte eine Regelung in Anlehnung an § 6 LNGG in der Fassung vom 13.10.2022 eingeführt 

werden, die eine zeitlich nachgelagerte Konkretisierung von Realkompensationsmaßnahmen 

ermöglicht. Im Zulassungsverfahren sollte zunächst der Kompensationsbedarf verbindlich 

festgestellt werden. Die konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen könnte anschließend 

innerhalb eines gesetzlich festgelegten Zeitraums erfolgen. Dies würde die aufwendige 

Flächenidentifikation aus dem Genehmigungsverfahren herauslösen, ohne auf die 

naturschutzfachlich vorzugswürdige Realkompensation zu verzichten. 

 

14. Übergangsvorschrift für belastende Regelungen beibehalten und erweitern 

Der nunmehr vorgesehene Übergangsmechanismus wird unterstützt. Er trägt dem Bedürfnis 

nach Rechtssicherheit Rechnung und vermeidet, dass bereits weit fortgeschrittene 

Zulassungs- und Planfeststellungsverfahren durch neue belastende Anforderungen, 

insbesondere einen erhöhten Kompensationsbedarf nach § 15 Abs. 3b BNatSchG-E, erneut 

überarbeitet werden müssen. Vorzugswürdig ist die differenzierte Alternativfassung des § 74 

Abs. 7 bis 10 BNatSchG-E, weil sie nicht nur bereits gestellte Anträge, sondern auch bereits 

begonnene planerische Vorbereitungen erfasst und zugleich die Anwendung begünstigender 

Neuregelungen auf Antrag ermöglicht.  

Hierzu ergeht der folgende Formulierungsvorschlag des § 74 Abs. 7 Nr. 2 BNatschG-E: 
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„… 2. Vorhaben und Maßnahmen, deren planerische Vorbereitung vor (einsetzen: Datum des 

Inkrafttretens des Gesetzes nach Artikel 2) begonnen wurde und für die die Leistungsphase 2 

nach HOAI abgeschlossen ist,“ 
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